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Bericht der Arbeitsgruppe über den Vollzug der Änderung des Bundesgesetzes über die be-
rufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) betreffend die Finanzierung 
von Vorsorgeeinrichtungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften 

1. Ausgangslage 

Dem Faktenblatt des Bundesamtes für Sozialversicherungen zur obigen Gesetzesänderung ist Folgendes zu 
entnehmen:  

„Der Bundesrat hat am 10. Juni 2011 das Inkrafttreten der neuen Gesetzesbestimmungen zur Finanzierung 
von Vorsorgeeinrichtungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften auf den 1. Januar 2012 festgelegt. Die Neue-
rungen haben zum Ziel, die finanzielle Sicherheit dieser Vorsorgeeinrichtungen zu gewährleisten. Dazu wird 
das Finanzierungsmodell des differenzierten Zieldeckungsgrades eingeführt und die Erreichung eines De-
ckungsgrades von 80 % innerhalb von 40 Jahren gefordert. Die Einrichtungen sollen zudem rechtlich, organi-
satorisch und finanziell aus der Verwaltungsstruktur herausgelöst und verselbständigt werden. Für diese insti-
tutionellen Anpassungen haben sie bis Ende 2013 Zeit. 

Die Finanzierung der 2. Säule gründet auf dem allgemeinen Grundsatz der Vollkapitalisierung. Vorsorgeein-
richtungen müssen demnach mit ihrem Vermögen sämtliche Versicherungsverpflichtungen sowohl gegenüber 
den Pensionierten als auch gegenüber den aktiven Versicherten vollumfänglich erfüllen können. Vorsorgeein-
richtungen einer öffentlichen Körperschaft, eines Kantons oder einer Gemeinde beispielsweise, bilden gemäss 
geltendem Recht in dieser Hinsicht eine Ausnahme, indem sie im System der Teilkapitalisierung geführt wer-
den dürfen. Das heisst, sie müssen nicht voll kapitalisiert sein. Ihr Vermögen deckt die eingegangenen Ver-
pflichtungen also nur teilweise. Die Teilkapitalisierung setzt jedoch eine Staatsgarantie voraus. 

Eine weitere Besonderheit liegt darin, dass eine öffentlich-rechtliche Körperschaft die Regelungen für ihre Vor-
sorgeeinrichtung erlassen kann. Dabei handelt es sich um eine weitere Ausnahme vom allgemeinen Grundsatz 
der 2. Säule, wonach einzig das oberste Organ der Einrichtung solche Vorgaben beschliessen kann; das 
oberste Organ setzt sich jeweils paritätisch aus Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern zusammen.“ 

Der Regierungsrat hat in Übereinstimmung mit der paritätischen Verwaltungskommission die Option einer Teil-
kapitalisierung gemäss Art. 72a BVG ausgeschlossen, weil die Pensionskasse AR (PKAR) bisher über keine 
Staatsgarantie verfügte und keine solche einführen will. Überdies verzeichnete sie per 31.12.2011 einen De-
ckungsgrad von 101.1%. Für die PKAR war das System der Teilkapitalisierung bisher nie ein Thema, obwohl 
sie sich auch schon mal kurzfristig in einer Unterdeckung befand, aus der sie sich aber stets wieder zu befreien 
wusste. Das Abgleiten in eine Unterdeckung kann in Anbetracht des schwieriger gewordenen Umfeldes für die 
berufliche Vorsorge auch in Zukunft keineswegs ausgeschlossen werden, was aber nach Ansicht des Regie-
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rungsrates und der Verwaltungskommission nicht rechtfertigen würde, die Option Teilkapitalisierung deswegen 
ernsthaft in Betracht zu ziehen. Letztlich würde mit der Teilkapitalisierung anstelle von rasch einzuleitenden 
und verkraftbaren Sanierungsmassnahmen eine dauerhafte Unterdeckung in Kauf genommen, die eine ent-
sprechende Staatsgarantie des Kantons voraussetzen würde. Eine solche Staatsgarantie würde dem obligato-
rischen Finanzreferendum unterliegen und da es dabei um finanzielle Grössenordnungen im dreistelligen Milli-
onen-Franken-Bereich gehen könnte (z.B. bei einem Deckungsgrad von 85%), ist es offensichtlich, dass keine 
Vorsorgeeinrichtung und noch weniger ein öffentliches Gemeinwesen sich freiwillig in eine solche Ausnahmesi-
tuation begeben würde. Diese würde nämlich eine Staatsgarantie notwendig machen, die von grosser finan-
zieller Relevanz wäre und die bei der Messung der Bonität eines Gemeinwesens grösste Bedeutung hätte. In 
diesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen, dass sich die Möglichkeit einer Teilkapitalisierung durch die 
rund 30 vertraglich angeschlossenen Arbeitgeber noch zusätzlich komplizieren würde, denn die Garantie wür-
de auch für die angeschlossenen Arbeitgeber gelten. Aus diesem Grund könnte ein Teilkapitalisierungsent-
scheid angeschlossene Arbeitgeber durchaus zur Kündigung veranlassen. Abschliessend sei noch erwähnt, 
dass die Option Teilkapitalisierung von der Aufsichtsbehörde abgesegnet werden müsste.  

Für die Versicherten bedeutet eine Vorsorgeeinrichtung mit einer beträchtlichen Unterdeckung eine schwelen-
de Unsicherheit und zwar auch dann, wenn sie über eine entsprechende Garantie des Gemeinwesens verfügt. 
Dies weil eine substanzielle Garantieleistung eine nicht zu unterschätzende Abhängigkeit von der Vitalität des 
Arbeitgebers bedeutet und weil das rauere Wirtschaftsklima zeigt, dass Verpflichtungen auch für Staaten und 
Kommunen trag- und finanzierbar bleiben müssen. Mittel- und längerfristig birgt eine vom Steuerzahler finan-
zierte Garantieverpflichtung die Gefahr von schmerzhaften Einschnitten auf der Leistungsseite in sich, die für 
Versicherte einer gesunden Pensionskasse weit weniger wahrscheinlich sind. Dies weil auch die Verpflichtung 
eines Gemeinwesens – nicht anders als die Bürgschaft einer Privatperson – nur dann dauerhaft den garantier-
ten Wert behalten kann, wenn es seine gesamten Verpflichtungen längerfristig zu erfüllen vermag. In diesem 
Sinne kann es nicht im Interesse einer versicherten Person sein, dass der Gegenwert eines Teils ihres Vorsor-
geguthabens in einer blossen Garantieverpflichtung des Arbeitgebers besteht. Dass eine von der Sanierungs-
bereitschaft der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler abhängende Pensionskasse bei der Personalrekrutierung 
ein Handicap bedeuten kann, liegt auf der Hand. 

 

Da die PKAR wie erwähnt die Anforderungen der Vollkapitalisierung erfüllt, beschränkt sich der Anpassungs-
bedarf aus der BVG-Revision somit auf den Bereich der Autonomie und auch in dieser Hinsicht geht es nicht 
um einschneidende Veränderungen, weil sie bereits seit 1989 eine selbständige Einrichtung des öffentlichen 
Rechts ist und überdies im Jahre 2006 organisatorisch aus dem kantonalen Finanzamt ausgegliedert wurde. 
Somit besteht der zwingende Anpassungsbedarf ausschliesslich darin, dass der Kanton ab 2014 nicht mehr 
die Leistungen und die Finanzierung regeln kann. Er hat sich entweder für die Bestimmung der Leistungen 
oder der Finanzierung zu entscheiden. Selbstverständlich könnte er auch beide Bereiche in die uneinge-
schränkte Zuständigkeit des obersten Organs geben, was für alle nicht öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrich-
tungen bekanntlich zwingendes Recht ist.  

Aktuell ist der gesamte Vorsorgebereich der PKAR inkl. Finanzierung in einer kantonsrätlichen Verordnung 
geregelt. In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass schon bei der Erarbeitung der geltenden kantonsrät-
lichen Verordnung im Jahre 2005 dahingehende Überlegungen angestellt wurden, wonach nur noch die grund-
legenden Vorschriften durch den Kantonsrat – und zwar im Rahmen des Personalgesetzes anstatt in der sepa-
raten kantonsrätlichen Verordnung – festgelegt worden wären, während das oberste Organ (Verwaltungskom-
mission) die zahlreichen Detailbestimmungen  erlassen hätte. Dies nicht zuletzt auch deshalb, weil zunehmend 
Anpassungen bei eher unbedeutenden Bestimmungen erforderlich werden, die eines Kantonsratsgeschäftes 
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nicht „würdig“ sind (beispielsweise Änderung vom November 2010 als bei der Regelung für die Berechnung 
der Freizügigkeitsleistung eine unbedeutende Anpassung rein technischer Art notwendig wurde).  

 

2. Projektauftrag des Regierungsrates 

Am 18. Oktober 2011 hat der Regierungsrat von einem Grundkonzept Kenntnis genommen, welches auf der 
Schaffung eines schlanken Spezialgesetzes (Pensionskassengesetz) beruht, worin im Wesentlichen Zweck, 
Rechtsform, Grundlegendes zur Mitgliedschaft und zur Finanzierung sowie zur Organisation der PKAR gere-
gelt werden sollen. Gleichzeitig hat er eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die einen solchen Gesetzesentwurf in 
enger Zusammenarbeit mit der Verwaltungskommission erarbeiten soll. Diese Zusammenarbeit ist deshalb 
wichtig, weil ein erheblicher Teil der bisherigen Verordnungsbestimmungen künftig in die abschliessende Zu-
ständigkeit der Verwaltungskommission fällt und zwar in Form eines von ihr zu erarbeitenden Vorsorgeregle-
ments. Der Regierungsrat legt Wert darauf, dass dem Gesetzesentwurf zumindest die wesentlichen Änderun-
gen der geltenden Bestimmungen beigefügt werden können, damit die Konsequenzen und Zusammenhänge 
transparent dargelegt werden können.  

Die Arbeitsgruppe setzt sich wie folgt zusammen: 2 Arbeitgebervertreter (Köbi Frei, Präsident Verwaltungs-
kommission und Stephan Meyer, Leiter Personalamt) 2 Arbeitnehmervertreter (Stephan Mock, Spitalver-
bund/Mitglied Verwaltungskommission und Christian Pfenninger (Justizdepartement/Delegierter Verbändekon-
ferenz); 2 Fachpersonen mit beratender Stimme (Stephan Wyss, dipl. Pensionsversicherungsexperte Swiss-
canto Vorsorge AG und Alfred Lämmler, Geschäftsführer Pensionskasse AR/Protokollführer). 

 

3. Nicht im Zusammenhang mit der BVG-Revision stehender Änderungsbedarf  

In einem umfassenden Bericht hat die Verwaltungskommission dargelegt, dass ein unaufschiebbarer struktu-
reller Anpassungsbedarf als Folge veränderter Rahmenbedingungen – insbesondere bezüglich Rendite- und 
Lebenserwartung – besteht. Es ist deshalb unerlässlich, bei der Erarbeitung eines neuen Pensionskassenge-
setzes diesen Änderungsbedarf einzubeziehen und klar aufzuzeigen, worauf die Ursachen dieses Änderungs-
teils zurückgehen. Die Arbeitsgruppe ist der einstimmigen Ansicht, dass das Gesetz auch bezüglich Finanzie-
rung einen angemessenen Spielraum enthalten soll, damit nicht schon kurze Zeit nach dem Inkrafttreten aus 
heute noch nicht vorhersehbaren Gründen schon bald wieder Teilrevisionen notwendig werden könnten.  

Die Vorgabe im Grundkonzept mit der Regelung der Finanzierung durch das Gemeinwesen liegt bei Beitrags-
primatkassen auf der Hand, sofern man nicht sowohl die Leistungs- als auch die Finanzierungsseite analog 
privat-rechtlicher Personalvorsorgestiftungen ohne wenn und aber „aus den politischen Händen“ geben möch-
te. Die im Beitragsprimat zentrale Rolle der Sparbeiträge auf die individuellen Leistungen und nicht vorhandene 
Steuerungsmöglichkeiten auf der Leistungsseite (z. B. Rücktrittsalter), machen nach Ansicht der Arbeitsgruppe 
einen angemessenen Spielraum für die Verwaltungskommission zur Vornahme von Beitragsänderungen uner-
lässlich. Im beiliegenden Bericht hat die Verwaltungskommission den strukturellen Anpassungsbedarf konkret 
dargelegt und die Arbeitsgruppe ihrerseits hat diesem sowie den aufgezeigten Entwicklungssaussichten im 
Finanzierungsteil des Gesetzesentwurfes Rechnung getragen. 
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4. Grundsatzentscheide der Arbeitsgruppe 

Die Arbeitsgruppe hat sich vor der Erarbeitung des Gesetzesentwurfes mit grundlegenden Fragen befasst und 
im Sinne eines Grundlagenpapiers Folgendes festgehalten: 

• Es besteht Einstimmigkeit, dass das geltende Beitrittsobligatorium für die kantonalen Angestellten und 
für das Personal von selbständigen und unselbständigen kantonalen Anstalten (z. B. Spitalverbund, 
Assekuranz) sowie für die Lehrkräfte der Volksschule unbedingt bestehen bleiben soll. Ein möglichst 
grosser Anteil von Versicherten, die nicht kurzfristig durch eine Kündigung der Anschlussverträge aus-
treten können, erleichtert einer Vorsorgeeinrichtung eine langfristige und solide Ausrichtung. Eine 
Ausweitung des Beitrittsobligatoriums auf die Gemeinden wäre aus diesem Blickwinkel zwar er-
wünscht, jedoch mit Blick auf die Gemeindeautonomie problematisch. Die Bemühungen um den (frei-
willigen) Anschluss möglichst aller AR-Gemeinden sollten nach Ansicht der Arbeitgruppe aber intensi-
viert werden, weil mit den Lehrenden an der Volksschule ja bereits ein beträchtlicher Teil der Arbeit-
nehmenden der Gemeinden obligatorisch bei der PKAR versichert sind.  

• Die Arbeitsgruppe hat sich gegen eine offensive Lockerung der Bedingungen ausgesprochen, welche 
bisher beim Anschluss eines Arbeitgebers zu erfüllen waren. Damit erteilt sie der Möglichkeit eine Ab-
sage, eine mehr oder weniger aggressive Wachstumsstrategie betreiben zu können. Dies nach Abwä-
gung der Vor- und Nachteile, die ein grösserer Versichertenbestand und ein erhöhtes Kündigungsrisi-
ko mit sich bringen.  

• Grundsätzlich spricht sich die Arbeitsgruppe für das Festhalten an einem einheitlichen Vorsorgeplan 
aus. Dennoch hält sie dafür, dass der Verwaltungskommission die Kompetenz eingeräumt werden 
sollte, bei Bedarf andere Vorsorgepläne anbieten zu können. Für die Arbeitsgruppe ist die Verwal-
tungskommission das kompetente Gremium, um in dieser Angelegenheit abschliessend entscheiden 
zu können. Wenn dagegen der Gesetzgeber darüber entscheiden würde, könnte die zu lange Ent-
scheidungszeitspanne unter Umständen zu einer Austrittswelle führen. 

• Bei der Regelung der Finanzierung geht es insbesondere darum, einerseits die Einräumung des not-
wendigen Handlungsspielraums für die Verwaltungskommission und andererseits das Anliegen der 
Arbeitgeber, ihre Ausgaben unter Kontrolle zu haben, unter einen Hut zu bringen. Die Arbeitsgruppe 
hat sich einhellig dafür ausgesprochen, dass die Beitragsarten jeweils separat und detailliert (Sparbei-
träge) festzulegen sind. Besonders die Abhängigkeit der Sparbeiträge von der längerfristigen Ergie-
bigkeit der Vermögenserträge und der weiteren Entwicklung der Lebenserwartung rufen danach, dass 
die Verwaltungskommission die Beiträge innerhalb eines gewissen Rahmens anpassen können sollte. 
Für die Risiko- und Verwaltungskostenbeiträge sieht sie eine Obergrenze und für die nach Alter der 
Versicherten gestaffelten Sparbeiträge spricht sie sich für einen Beitragsrahmen für jede Altersgruppe 
aus. Bereits der aktuelle strukturelle Anpassungsbedarf wird – wie dem Bericht der Verwaltungskom-
mission zu entnehmen ist – einen Teil dieses Erhöhungsrahmens beanspruchen.  

• Aufgrund der geltenden Vorschriften können bei einer Unterdeckung von 95% (und tiefer) höhere Bei-
träge einverlangt und die anwartschaftlichen Leistungen herabgesetzt werden. In der Arbeitsgruppe 
bestand Einigkeit darüber, dass sich die Arbeitgeber an Sanierungsmassnahmen mindestens hälftig 
zu beteiligen haben. Weil die Durchsetzung von Sanierungsmassnahmen durch das oberste Organ – 
bei der PKAR die Verwaltungskommission – zu gewährleisten ist, wäre es nicht zulässig, das Sanie-
rungskonzept vom Regierungs- oder Kantonsrat genehmigen zu lassen. Dies weil bei einer Rückwei-
sung Sanierungsmassnahmen aufgeschoben werden könnten und die Vorsorgeeinrichtung dadurch in 
eine noch grössere Unterdeckung geraten könnte. Zudem trägt die Verwaltungskommission und nicht 
das Gemeinwesen die Verantwortung für die finanzielle Situation. 



   

 

Seite 5 /9,  10 b2 - bericht der arbeitsgruppe def.doc) 

 

• Die Arbeitsgruppe hat sich in Anbetracht des privilegierten Status der Rentnerinnen und Rentner (Un-
antastbarkeit der Renten im Sanierungsfall, bei Pensionierung noch höhere Umwandlungssätze und 
zuvor noch höhere Kapitalverzinsung) einstimmig gegen unbefristete oder befristete Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberbeiträge in einen Rententeuerungsfonds ausgesprochen. Demnach werden die Ren-
ten wie bei der Mehrheit der kantonalen Beitragsprimatkassen nur dann ganz oder teilweise der Teue-
rung angepasst werden können, wenn gemäss BVG entsprechende freie Mittel vorhanden sind. Über 
freie Mittel verfügt eine Vorsorgeeinrichtung aber erst dann, wenn sie ihre Wertschwankungsreserve 
ausreichend geäufnet hat, was derzeit für die grosse Mehrheit der Kassen und auch für die PKAR 
nicht zutrifft. 

 

 

5. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 

Nachstehend verwendete Abkürzungen:  PG = Personalgesetz vom 24.10.2005; PKVO = Verordnung über die 
 Pensionskasse AR vom 30.10.2006 

Art. 1: Fasst die geltenden Bestimmungen von Art. 38 Abs. 1 PG und Art.1 PKVO zu einer griffigen Be-
stimmung über Namen, Rechtsform und Sitz zusammen. 

Art. 2: Anstelle des in der beruflichen Vorsorge wenig geläufigen Begriffs „Mitglieder“ verwendet der neue 
Zweckartikel – übrigens wie das Pensionskassengesetz des Kantons Zürich – den Begriff „die Versi-
cherten“. 

Art. 3: Die geltenden Bestimmungen von Art. 38 Abs. 2 und 3 PG sowie von Art. 3 PKVO werden neu in 
einem übersichtlichen Artikel mit dem Titel „Obligatorischer und freiwilliger Anschluss“ zusammenge-
fasst. Dabei wird unterschieden zwischen den gemäss Abs. 1 von Gesetzes wegen angeschlosse-
nen Angestellten und Behördenmitglieder des Kantons (Buchstabe a) sowie dem Personal der selb-
ständigen öffentlichen Anstalten des Kantons einschliesslich Spitalverbund AR und AR Informatik AG 
(Buchstabe b) und schliesslich die Lehrenden an den Volksschulen. Zu erwähnen ist, dass die Ange-
stellten von unselbständigen Anstalten des Kantons rechtlich unter Buchstabe a „Angestellte des 
Kantons“ fallen.  Abs. 2 regelt den freiwilligen Anschluss von weiteren Arbeitgebern, wobei sowohl 
die beidseitige Kündigung als auch die Ablehnung eines Anschlussgesuchs zulässig sein soll. Nebst 
den Gemeinden des Kantons sollen sich weiterhin auch andere Arbeitgeber wie etwa Zweckverbän-
de und andere Institutionen innerhalb oder auch ausserhalb des Kantons grundsätzlich der PKAR 
anschliessen können, sofern sie eine öffentliche Aufgabe im Kanton wahrnehmen. Es ist klar nicht 
das Ziel, über den Anschluss neuer Arbeitgeber eine Wachstumsstrategie zu verfolgen, sondern die 
bisherige Politik bezüglich Anschluss anderer Arbeitgeber soll unverändert beibehalten werden. Al-
lerdings ist die PKAR nach wie vor sehr daran interessiert, jene Gemeinden, die ihr Personal derzeit 
bei einer anderen Vorsorgeeinrichtung versichert haben, von einem Anschluss an die PKAR zu 
überzeugen. Immerhin ist mit den Lehrenden an den Volksschulen ein beachtlicher Teil des Ge-
meindepersonals ohnehin bei ihr versichert. 

Art.4: Der erwähnte Grundsatz der Vollkapitalisierung bezieht sich auf die beim Inkrafttreten dieses Geset-
zes für öffentlich-rechtliche Pensionskassen in erheblicher Unterdeckung grundsätzlich vorhandene 
Alternative der Teilkapitalisierung in Verbindung mit einer Staatsgarantie. Im 1. Abschnitt „Ausgangs-
lage“ wurden die umfangreichen Konsequenzen einer Teilkapitalisierungslösung aufgezeigt und auf 
die bei einem Deckungsgrad von über 100% faktisch gar nicht wirklich bestehende Option der Teil-
kapitalisierung hingewiesen. Wer sich dem Grundsatz der Vollkapitalisierung unterzieht, wird nach 
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dem 1.1.2014 die Option Teilkapitalisierung auch dann nicht mehr beanspruchen können, wenn eine 
Vorsorgeeinrichtung später in eine erhebliche Unterdeckung fallen würde.  

  Der Verwaltungskommission soll neu die Möglichkeit zugestanden werden, nebst dem Standardvor-
sorgeplan alternative Vorsorgepläne anbieten zu können. Diese müssen aber zwingend auf dem Bei-
tragsprimat basieren. Wie im 4. Abschnitt „Grundsatzentscheide“ ausgeführt, geht es darum, der 
Verwaltungskommission die Möglichkeit einzuräumen, auf veränderte Rahmenbedingungen rechtzei-
tig reagieren zu können und beispielsweise auf eine u. U. bevorstehende Kündigung reagieren zu 
können. Ausserdem kann die geltende Regelung mit zwei verschiedenen Beitragsplänen (rund 10% 
der Versicherten sind im Beitragsplan B versichert) künftig auf eine klare Rechtsgrundlage gestellt 
werden.  

Art. 5:  Bei Bedarf soll die Verwaltungskommission bestimmen können, welche gelegentlich anfallenden 
Lohnbestandteile – insbesondere im überobligatorischen Bereich – in Absprache mit den ange-
schlossenen Arbeitgebern bei der Ermittlung des versicherten Jahreslohnes in Abzug gebracht wer-
den können. Die geltende Regelung führte gelegentlich zu Unklarheiten und die Zuständigkeit der 
Verwaltungskommission für Interpretationsentscheide wurde in Anbetracht der detaillierten Bestim-
mungen in der PKVO in Zweifel gezogen. Zu erwähnen ist ferner, dass aufgrund der im BVG und im 
PG verwendeten Begriffe nicht mehr von der „versicherten Besoldung“, sondern vom „versicherten 
Jahreslohn“ die Rede ist.  

Art. 6: Die Arbeitsgruppe ist der festen Überzeugung, dass die Verwaltungskommission auf einen ange-
messenen Spielraum bei der Beitragsfestlegung angewiesen ist. Mit dem vorgeschlagenen Rahmen 
wird sie in die Lage gesetzt, das bestehende Leistungsniveau auch bei einer nochmaligen Absen-
kung des technischen Zinssatzes (und der Umwandlungssätze) halten zu können, indem sie die Bei-
träge auf das Maximum der jeweiligen Bandbreite erhöhen könnte. Sie wird umgekehrt aber auch in 
die Lage versetzt, bei einem längerfristigen Renditeanstieg (im Falle einer beträchtlichen Erhöhung 
der Realzinsen) die Beiträge entsprechend senken zu können. Aus der synoptischen Übersicht der 
Verwaltungskommission geht hervor, dass vom Erhöhungspotential von je 2% in jeder Altersgruppe 
(im Vergleich zur geltenden Regelung) 0.75% ausgeschöpft wurde und somit jeweils noch 1.25% Er-
höhungsreserve verbleibt. Da die Verwaltungskommission aufgrund des erfreulichen Risikoverlaufs 
gleichzeitig eine Reduktion der Risikobeiträge um je 0.25% vornehmen möchte, bleibt die Mehrbelas-
tung für die Versicherten und die Arbeitgeber massvoll.  

 Auch bei den Risikobeiträgen und beim Verwaltungskostenbeitrag soll der Verwaltungskommission 
ein angemessener Erhöhungsspielraum zugestanden werden, damit sie auf Entwicklungen reagieren 
kann. Mit der Festlegung von Maximalbeiträgen besteht für die Beitragszahler und Beitragszahlerin-
nen aber die Gewähr, dass ohne Gesetzesanpassung nicht über die Bandbreiten hinausgegangen 
werden kann. Bei einer vollständigen Ausgliederung – wie sie z. B. in den Kantonen OW und GL be-
reits vorgenommen wurde und wie sie in mehreren grösseren Kantonen derzeit diskutiert wird – wür-
de auch die Zuständigkeit für die Finanzierung in Analogie zu den privat-rechtlichen Vorsorgeeinrich-
tungen vollumfänglich an das oberste Organ abgetreten. Die vorgeschlagene Beitragsregelung mit 
einem angemessenen Spielraum ist deshalb ein pragmatischer Mittelweg zwischen einer starren Bei-
tragslösung und der Weggabe aller Kompetenzen an das oberste Organ einer Vorsorgeeinrichtung.  

 Die finanziellen Auswirkungen präsentieren sich wie folgt: Die Erhöhung des Gesamtbeitrages 
um 0.5 Beitragsprozente ergeben für die Versicherten je nach Lohnhöhe ein um 0.3 – 0.4 % höheren 
Lohnabzug, wobei sich die Beitragserhöhung wegen des Koordinationsabzuges bei tieferen Lohn-
einstufungen etwas geringer und bei den höheren Lohnklassen etwas stärker auswirkt. Was die iden-
tische Erhöhung der Arbeitgeberbeiträge betrifft, müssen die Arbeitgeber von einer Mehrbelastung 
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von rund 4% ihrer Beiträge an die Pensionskasse im Vergleich zur bisherigen Regelung ausgehen 
(siehe Kontogruppe 304). 

  Da sich mit dem Hinausschieben des Rücktritts der versicherungstechnische Altersrentenanspruch 
erhöht, wäre eine Heraufsetzung des Pensionierungsalters sehr geeignet, um das bisherige Renten-
niveau erhalten zu können. Nur wenn dieser Schritt beim Stimmvolk auf Akzeptanz stossen würde, 
wäre eine solche Entwicklung möglich und die Erhöhung des AHV-Rentenalters könnte auf Bundes-
ebene durchgesetzt werden. In Anbetracht der ständig steigenden Lebenserwartung wäre dies aus 
Sicht der Pensionskassen in hohem Masse erwünscht. Die im BVG erweiterte Flexibilisierungsmög-
lichkeit beim Rentenalter in Verbindung mit der Option, bis zum Alter von 70 Jahren Beiträge entrich-
ten zu können und den Rentenbezug aufschieben zu können, wird daher als sehr sinnvoll angese-
hen. Ausserdem soll auch eine für die PKAR grundsätzlich kostenneutrale Pensionierung ab Alter 58 
ermöglicht werden. Dieser vorzeitige Rentenbezug hat das BVG den Vorsorgeeinrichtungen schon 
vor längerer Zeit grundsätzlich zugestanden, wobei die versicherungstechnischen Kürzungen so 
gross werden, dass nur ganz wenige Versicherte davon Gebrauch machen wollen resp. können.  

Art. 7: Mit Blick auf die in den meisten anderen öffentlich-rechtlichen Pensionskassen nicht paritätische 
Finanzierung (Arbeitgeber tragen bis 60 % der gesamten Beitragslast) bestand in der Arbeitsgruppe 
und in der Verwaltungskommission der Konsens, dass im Sanierungsfall die Arbeitgeber mindestens 
die Hälfte des Sanierungsaufwandes tragen werden. Dies unter Einschluss einer allfälligen Minder-
verzinsung der Vorsorgeguthaben, das heisst, wenn beispielsweise die Vorsorgeguthaben um 1% 
unter dem BVG-Mindestzinssatz verzinst würden. Derzeit würde bei der PKAR eine solche Minder-
verzinsung von 1% etwa 2.3 Beitragsprozenten entsprechen und somit könnte im hypothetischen 
Fall einer Sanierung mit Sanierungsbeiträgen und Minderverzinsung folgendermassen aussehen: 
Sanierungsbeitrag Versicherte = 0.85%, Sanierungsbeitrag Arbeitgeber = 2.0%, Minderverzinsung 
0.5%, was in der Summe aktuell einer paritätischen Verteilung des Sanierungsaufwandes entspre-
chen würde. 

Art. 8: Aufgrund von Art. 50 Abs. 2 BVG können öffentlich-rechtliche Körperschaften entweder die Bestim-
mungen über die Leistungen oder jene über die Finanzierung erlassen. Da die vorstehenden Art. 5 – 
7 den Finanzierungsrahmen regeln, fällt die Bestimmung der Vorsorgeleistungen somit zwingend in 
die Kompetenz des obersten Organs resp. der Verwaltungskommission. 

Art. 9 Grundsätzlich unverändert, wobei jedoch entsprechend der Begriffsänderung im BVG die Kontroll-
stelle zur Revisionsstelle wird. 

Art. 10 In der neuen BVG-Bestimmung von Art. 51a sind die Aufgaben und Verantwortungen des obersten 
Organs umfassend geregelt. Durch die Bezugnahme auf das BVG genügt eine auf das Wesentlichs-
te zusammengefasste Formulierung. 

Art.11/12 Die Verwaltungskommission hat ihre Funktionstüchtigkeit in der Vergangenheit mehrfach unter Be-
weis gestellt. Zwar lagen in der Vergangenheit die Entscheidungskompetenzen in wichtigen Berei-
chen beim Kantonsrat und beim Regierungsrat. Es darf aber festgestellt werden, dass die Verwal-
tungskommission bei allen wichtigen Fragen das Antragsrecht hatte, und dass seit Bestehen des 
BVG (1985) nicht eine einzige wesentliche Änderung an den Anträgen der Verwaltungskommission 
vorgenommen wurde. Umgekehrt ist aber auch anzumerken, dass die politischen Gremien in Appen-
zell Ausserrhoden diesbezüglich stets Sachkompetenz und Weitsicht bewiesen haben, denn sie ha-
ben auch die unbequemen aber notwendigen Entscheide immer gefällt und dies auch zeitgerecht. 
Sie gehören somit nicht zu jenen öffentlich-rechtlichen Körperschaften, welche ihrer Verantwortung 
in der eigenen beruflichen Vorsorge nicht gerecht wurden und die nun im Rahmen der letzten BVG-
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Revision die „Teilentmachtung“ der öffentlichen Hand im Pensionskassenbereich verursacht haben. 
Aufgrund dieser Ausgangslage drängen sich bezüglich der grundlegenden Voraussetzungen für die 
Zusammensetzung und Organisation der Verwaltungskommission somit keine Änderungen auf. 

Art. 13 Zur Vermeidung von Unklarheiten betreffend Anstellungsbedingungen wird im Absatz 2 bestimmt, 
dass das kantonale Personalrecht anwendbar ist. Nur wenn dieses in Detailfragen beispielsweise im 
Widerspruch zu Einzelheiten bei den Loyalitäts- und Integritätsbestimmungen des BVG stehen wür-
de, respektive letztere weitergehen würden als das kantonale Recht, wäre es notwendig, vom kanto-
nalen Personalrecht abweichen zu können.  

Art. 14 Vgl. Hinweis zu Art. 9. 

Art. 15 Auf Wunsch der Arbeitgeberseite sollen diese Verpflichtungen der Arbeitgeber durch eine Einmal-
zahlung per 31.12.2014 abgegolten werden. Bei diesen Teuerungszulagen handelt es sich um le-
benslängliche Zulagen auf den Renten, die der Regierungsrat gestützt auf Art. 26 PKVO letztmals im 
Jahre 1993 bewilligt hat und die den Arbeitgebern jährlich in Rechnung gestellt werden. Im Jahre 
2002 hatten die Arbeitgeber insgesamt noch Fr. 1’046'000 an solchen Teuerungszulagen zu bezah-
len und durch Todesfälle verminderte sich diese Summe bis zum Jahre 2011 auf Fr. 574'000. Da es 
sich bei den Begünstigten grossmehrheitlich um Personen handelt, welche die 80-Jahre-Schwelle 
beträchtlich überschritten haben, dürfte sich die jährliche Summe bis Ende 2013 noch weiter vermin-
dern und es kann von einer Abgeltungssumme per 31.12.2014 von rund 2.4 Mio. CHF ausge-
gangen werden. Davon dürften rund 1.2 Mio. CHF auf den Kanton und 0.6 Mio. CHF auf die 
Gemeinde Herisau entfallen, während die verbleibenden 0.6 Mio. CHF jene übrigen Arbeitge-
ber betreffen, welche bisher alljährlich eine Rechnung für die Jahreszulagen erhalten haben. 
Grundsätzlich kann etwa von einem Abgeltungsbetrag ausgegangen werden, der dem mit Faktor 
4.5 aufgerechneten Jahresbetreffnis 2011 entspricht. Allerdings könnte die tatsächliche Abgel-
tung von diesem Richtwert erheblich abweichen, wenn der Personenkreis klein ist und es sich dabei 
um Personen handelt, die bezüglich Alter erheblich über oder unter dem Altersdurchschnitt aller Zu-
lagenempfänger liegen würden.  

Art. 16 Abs. 1 trägt dem Umstand Rechnung, dass seit dem Inkrafttreten des BVG Einspracheverfahren 
nicht mehr zulässig sind (Hans-Ulrich Stauffer, Berufliche Vorsorge, Zürich 2005, N 1635 Fn. 9, N 
1662), da Ausgangspunkt einer Leistungsstreitigkeit zwischen versicherter Person und Vorsorgeein-
richtung keine ebenfalls unzulässige Verfügung, sondern eine blosse Stellungnahme der Vorsorge-
einrichtung bildet. Weder privat-rechtliche noch öffentlichrechtliche Vorsorgeeinrichtungen dürfen 
demnach Verfügungen im Rechtssinne erlassen (Bundesgerichtsurteil vom 17.1.2007, B 91/05, 
Erw.2.1 und BGE 134 I 166, Erw. 2.1). 

 

Änderung von Art. 38 des Personalgesetzes 

Die geltende Pensionskassenverordnung vom 30. Oktober 2006 stützt sich auf Art. 38 des Personalgesetzes. 

Mit dem Erlass eines neuen Pensionskassengesetzes können die Absätze 1, 3, 4, 5 und 6 ersatzlos gestrichen 
werden, weil diese Bestimmungen in mehr oder weniger ähnlicher Form in das neue Gesetz integriert werden. 
Nur Absatz 2 bleibt bestehen, welcher die der obligatorischen beruflichen Vorsorge unterstehenden Angestell-
ten zum Beitritt zur Pensionskasse AR verpflichtet. Wie bisher soll über Ausnahmen der Regierungsrat ent-
scheiden, damit gewährleistet bleibt, dass bestimmte Personalgruppen – beispielsweise mit einem attraktiven 
Risikoprofil – sich nicht aus persönlichen Gründen bei einer anderen Vorsorgeeinrichtung versichern können. 
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6. Antrag der Arbeitsgruppe 

Die Arbeitsgruppe unterbreitet hiermit in Erfüllung des regierungsrätlichen Auftrages vom 18. Oktober 2011 
den vorliegenden Gesetzesentwurf – dem sie als Ganzes einstimmig zustimmen konnte – dem Departement 
Finanzen. Mit dem Rechtsdienst der Kantonskanzlei wurde der Entwurf besprochen und in der Folge wurde 
den meisten Empfehlungen des Rechtsdienstes Rechnung getragen. Nach Ansicht der Arbeitsgruppe kann der 
ursprüngliche Zeitplan mit den Fixpunkten erste (15.2.2013) und zweite Lesung (18.6.2013) im Kantonsrat 
nach wie vor eingehalten werden, obwohl sich der Vernehmlassungsstart im Vergleich zum ursprünglichen 
Zeitplan um zwei Monate verzögert hat. 

 

 

 

 

 

 

 

 


